
Strafprozess 
Ab 1.1.2012: Zwangs-Hiv-Tests 
Rechtskomitee LAMBDA (RKL) unterstützt Antrag an den Verfassungsgerichtshof 
 
Das Terrorismuspräventionsgesetz bringt auch eine Novelle der Strafprozessordnung. Seit 
1.1.2012 sind gewaltsame Blutabnahmen bei Verdacht einer Ansteckung mit Hiv zulässig, 
obwohl die Verfassung zwangsweise Blutabnahmen verbietet. Eine Beschwerde liegt 
bereits beim Verfassungsgerichtshof. 
  
Mit dem im Oktober 2011 verabschiedeten Terrorismuspräventionsgesetz wurden 
Zwangsblutabnahmen bei Verdacht des Vergehens der Gefährdung von Menschen durch 
übertragbare Krankheiten (§ 178 Strafgesetzbuch) erlaubt. Bisher waren zwangsweise 
Blutabnahmen (bei nicht berauschten TäterInnen) nur bei Verdacht auf ein Sexualverbrechen oder 
auf ein (anderes) Verbrechen zulässig, das mit mehr als 5 Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist. 
 
Das ist seit 1. Jänner anders, obwohl der Verfassungsgerichtshof zwangsweise Blutabnahmen 
verbietet, weil niemand gezwungen werden darf, seinen Körper als Beweismittel gegen sich selbst 
zur Verfügung zu stellen. Die erste Beschwerde gegen die neue Befugnis der Kriminalpolizei liegt 
bereits beim Verfassungsgerichthof. 
 
Der unbescholtene Antragsteller ist Hiv-positiv und beantragt die Aufhebung der Gesetzesnovelle. 
Die Staatsanwaltschaft (StA) hat gegen ihn ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts gem. § 
178 StGB eingeleitet, weil ihn ein anderer Hiv-positiver Mann beschuldigt, ihn mit Hiv angesteckt 
zu haben. Tatsächlich hatte der Mann mit diesem anderen Mann vor Jahren einvernehmlichen 
sexuellen Kontakt, jedoch entsprechend den vom Gesundheitsministerium und den Aids-Hilfen 
propagierten Safer Sex Regeln, also mit Sexualpraktiken, bei denen eine Ansteckung nicht möglich 
ist (Oralverkehr ohne Ejakulation in den Mund). 
 
 
Erpresst und angezeigt 
 
Der mehrfach wegen Gewalt-, Suchtgift- und Vermögensdelikten vorbestrafte Anschuldiger hat die 
Anzeige, in der er ungeschützten passiven Analverkehr behauptete, erst Jahre nach dem sexuellen 
Kontakt erstattet und erst nachdem der Beschuldigte nicht bereit war, seine erheblichen 
finanziellen Forderungen zu erfüllen. Zudem hat er selbst in seiner Einvernahme angegeben, 
anderweitig ungeschützte sexuelle Kontakte gehabt zu haben und hatte er im Internet flüchtige 
sexuelle Kontakte („Sexdates“) gesucht mit einem Profil, auf dem angegeben war: „Safer Sex: 
Niemals“.  Darüber hinaus ist dieser Mann nach seinen eigenen Angaben heroinsüchtig, und war 
daher, außer dem sexuellen noch anderen Übertragungswegen für eine Hiv-Infektion ausgesetzt.  

 
Das gegen den Anschuldiger (wegen des Verdachts der schweren Erpressung) eingeleitete 
Strafverfahren wurde „wegen der widerstreitenden Aussagen“ sogleich nach Einvernahme der 
beiden Männer eingestellt. Nicht jedoch das Verfahren gegen den Beschuldigten wegen des 
Verdachts der Gefährdung durch übertragbare Krankheiten (wofür bereits unsafer Sex ausreicht, 
ohne dass es zu einer Ansteckung gekommen ist). Auch hier bestanden widerstreitende Aussagen, 
jedoch begehrte der Staatsanwalt eine Blutuntersuchung (phylogenetische Untersuchung).  
 
 
Gefahr der Verurteilung Unschuldiger 
 
Eine phylogenetische Untersuchung kann aber eine Ansteckung nicht beweisen. Und 
phylogenetische Untersuchungen bergen das Risiko falscher Ergebnisse und von 
Fehlinterpretationen zu Lasten des Beschuldigten Es gibt (noch) keine Standards (Richtlinien) für 
die Durchführung dieser Analysen zu gerichtlichen Zwecken und ihre Ergebnisse werden von 
Gerichten leider immer wieder missverstanden und fehlinterpretiert. Darauf weisen UNAIDS und 
die EU-Grundrechteagentur seit Jahren hin. 

 
Der Mann hat daher einer Blutabnahme nicht zugestimmt, weil er befürchten muss, auf Grund der 
Testergebnisse unschuldig verurteilt zu werden. Seit 1. Jänner muss er nun jederzeit die 



gewaltsame Abnahme einer Blutprobe fürchten und hat sich daher an den Verfassungsgerichtshof 
gewandt. 
 
„Es ist unglaublich, dass die Regierungsparteien, gegen die Opposition, diese verfassungswidrige 
Regelung beschlossen haben“, sagt der Präsident des RKL und Rechtsanwalt des Antragstellers 
Dr. Helmut Graupner, „Es bleibt, wie so oft, die Hoffnung auf den Verfassungsgerichtshof“. 
 
Das 1991 gegründete Rechtskomitee LAMBDA (RKL) arbeitet überparteilich und überkonfessionell für die umfassende 
Verwirklichung der Menschen- und Bürgerrechte gleichgeschlechtlich l(i)ebender Frauen und Männer. In seinem 
Kuratorium vereinigt es so prominente Mitglieder wie Altbundeskanzler Dr. Alfred Gusenbauer, Nationalratspräsidentin 
Mag. Barbara Prammer, die vormalige Justizministerin Mag. Karin Gastinger, den Ehrenpräsidenten der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates NRAbg.a.D. Dr. Peter Schieder, Volksanwältin NRAbg.a.D. Mag. 
Terezija Stoisits, Bundesrat Marco Schreuder, den vorm. Generaldirektor für öffentliche Sicherheit Dr. Erik Buxbaum, die 
vorm. Präsidentin der österreichischen Richtervereinigung Dr. Barbara Helige sowie die Vorsitzende der FG Grundrechte 
der Richtervereinigung Dr. Mia Wittmann-Tiwald, die Vizepräsidentin der Rechtsanwaltskammer Wien Dr. Elisabeth Rech, 
den vorm. Vorstandsvorsitzenden der D.A.S.-Rechtsschutzversicherung Dr. Franz Kronsteiner, den Präsidenten des 
Weissen Rings Dr. Udo Jesionek, den Generalsekretär von Amnesty International Österreich Mag. Heinz Patzelt, den 
Vizepräsidenten des Verwaltungsrats der EU-Grundrechteagentur Univ.-Prof. Dr. Hannes Tretter und die bekannten 
Menschenrechtsexperten Dr. Lilian Hofmeister und Univ.-Prof. Dr. Manfred Nowak, die Verfassungsexperten Univ.-Prof. 
Dr. Christian Brünner, Univ-Prof. Dr. Bernd-Christian Funk, Univ.-Prof. Dr. Heinz Mayer und Univ.-Prof. Dr. Ewald 
Wiederin, den renommierten Kinder- und Jugendpsychiater Univ.-Prof. Dr. Max Friedrich und die Kinder- und 
JugendanwältInnen von Wien DSA Monika Pinterits und Dr. Anton Schmid, die Sexualwissenschafter Univ.-Prof. Dr. Josef 
Christian Aigner, Univ.-Prof. Dr. Rotraud Perner und Univ.-Lekt. Mag. Johannes Wahala, Life-Ball-Organisator Gery 
Keszler u.v.a.m. Das 15jährige Bestehen des Rechtskomitees LAMBDA (RKL) wurde über Einladung von NRPräs. Mag. 
Barbara Prammer am 2. Oktober 2006 mit einem historischen Festakt im Nationalratssitzungssaal des Parlaments in Wien 
gefeiert. Dieser weltweit ersten Ehrung einer homosexuellen Bürgerrechtsorganisation in einem nationalen Parlament 
wohnten unter den über 500 TeilnehmerInnen auch höchste RepräsentantInnen aus Justiz, Verwaltung und Politik bei 
(http://www.rklambda.at/festakt/index.htm). Seit 2010 ist das RKL Mitglied der Grundrechteplattform der EU-
Grundrechteagentur (www.fra.europa.eu).  
 
 
Rückfragehinweis: 0676/3094737; 01/8763061, office@RKLambda.at, www.RKLambda.at   
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